
Suchergebnisse: Erlangen

13. Januar 1179 – Herzog Heinrich der Löwe wird als Angeklagter vorgeladen

Worms * Auf dem Hoftag zu Worms wird der eigentliche Ankläger Herzog Heinrich als

Angeklagter vorgeladen. Er ist sich über die gegen ihn eingeleitete Aktion im Klaren und glaubt

nicht mehr daran, sein Recht zu erlangen. Die Verweigerung von Chiavenna hat ihn in die

Isolierung geführt. Aus den verschiedensten und zum Teil weit zurückliegenden Gründen haben

sich der Kaiser, der Kölner Erzbischof sowie viele sächsische Bischöfe und Adelige gegen den

Löwen verbündet.    Der Gerichtstag bringt ihnen den ersten Erfolg: Da sich Heinrich weigert zu

erscheinen, macht er sich, da er „die Majestät verachtete“, der Rechtsverweigerung, der

contumancia, schuldig.    Kaiser Friedrich I. Barbarossa kommt das Nichterscheinen des Herzogs

gerade recht, da er sich auf diesem Wormser Hoftag die schwäbischen Welfenbesitzungen, die er

nur wenige Wochen zuvor trotz des Erbvertrags zwischen Welf VI. und Heinrich dem Löwen

gekauft hatte, formell übertragen lässt. 

1240 – Die Franziskaner kommen wahrscheinlich nach München

München-Angerviertel * Historisch gesichert ist, dass die Franziskaner vor dem Jahr 1257,

wahrscheinlich um 1240, nach München kommen und am Anger, damals noch außerhalb der

Ansiedelung Heinrichs des Löwen, ihr Klösterl errichten können.    In der von den

Franziskanern in den 1250er-Jahren errichteten und genutzten Kirche können die Münchner

Gläubigen an den Festen des heiligen Franziskus, des heiligen Antonius, der heiligen Klara und

am Jahrestag der Kirchweihe einen Ablass erlangen.

26. Januar 1683 – Ein österreichisch-baierisches Bündnis gegen die Osmanen

München - Wien * Dem Treffen von Altötting vom März 1681 folgen langwierige Verhandlungen

zwischen den kaiserlichen und den baierischen Abgesandten, die letztlich in einem

Defensivbündnis enden, in dem sich das Kurfürstentum Baiern verpflichtet, in den

bevorstehenden Auseinandersetzungen mit den Osmanen ein Truppenkontingent von 8.000

Mann zu stellen.    Baiern kann die Zusage aushandeln, dass das Land jährlich

Subsidienzahlungen in Höhe von 250.000 Gulden, im Kriegsfall von 450.000 Gulden, erhält.    Da

jedoch vorhersehbar ist, dass Wien - in Anbetracht der politischen Lage, der sonstigen
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Verpflichtungen und der verstärkten Kriegsanstrengungen gegen die Osmanen - diese Summe

nie aufbringen kann, verlangen die kurfürstlichen Verhandlungsführer Sicherheiten. Das waren

die Einkünfte der Grafschaft Neuburg am Inn, der Markgrafschaft Burgau und des Mautamtes

Tarvis. Das Ziel ist eine spätere Gebietserweiterung um die Ämter Kufstein und Rattenberg.    Der

Bündnisvertrag bedeutet jedoch keinesfalls die völlige Abkehr von Frankreich. Zwar werden sich

die politischen Beziehungen zwischen München und Paris ein wenig abkühlen, die

gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, künstlerischen und kulturellen Beziehungen wurden jedoch

kaum beeinträchtigt. 

20. Oktober 1685 – Haidhausen wird ungeschlossene Hofmark

Haidhausen * Kurfürst Max Emanuel verleiht - trotz der von seiner Hofkammer dargelegten

Einwände mit einem 2. Gnadenbrief dem Freiherrn Franz Pongraz von Leiblfing die

Jurisdiktion über die übrigen Häuser und Gründe in Haidhausen, als ungeschlossene Hofmark.   

Max Emanuel behält sich wiederum das Jagdscharwerk vor und verlangt außerdem für sich und

seine Nachkommen das Recht, die Abtretung der Hofmark gegen ein anderes Aquivalent, ein

gleichwertiges Objekt, zu verlangen. 

16. November 1705 – Burghausen fällt den Aufständischen in die Hände

Burghausen * Burghausen kapituliert vor den Aufständischen. Sie ist die erste Stadt, die den

Aufständischen in die Hände fällt. In den Kapitulationsverhandlungen verlangen die Unterländer,  

    dass „der Landmann bei seinen alten Privilegien verbleibe,    dass man von ihm nicht mehr

fordere als unter dem Kurfürsten geschehen, damit die Bauern [...] ihre schuldigen Abgaben

entrichten können;    alle Bauernsöhne und Knechte sollen zu Hause verbleiben und allein zur

Verteidigung des Landes dienen.“      Die Bauern erheben sich also zunächst nur gegen die allzu

maßlosen Forderungen der Kaiserlichen Administration, nicht gegen die Besatzungsherrschaft.

Weil sie zu Verteidigung der Heimat bereit sind, wehren sie sich gegen den Missbrauch der

Landfahnen zum kaiserlichen Militärdienst. Die Aufständischen verstehen sich als „ganze Gemein

der Kurlande Baiern“.    Um ihnen die Legitimation des gesamten Kurfürstentums zu geben, wird

der Regierungsrat Franz Bernhard von Prielmayer zum Kriegskommissär der

Landesdefension gezwungen. Prielmayer versucht mäßigend auf die

Aufständischen einzuwirken. Doch der Erfolg der Rebellen verändert deren Ziele, weshalb sie

schon bald die Beseitigung der Kaiserlichen Administration fordern, weil sie für die

„unerträglichen Lasten“ verantwortlich zeichne.
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2. April 1751 – Das Fest des Ordensgründers Francesco di Paola

Au * Die Paulanerpatres feiern jährlich das Fest ihres Ordensstifters, des heiligen Franziskus zu

Paula. Acht Tage dauern die Feierlichkeiten an, die üblicherweise am 2. April ihren Anfang

nehmen. Fällt dieser Tag in die Karwoche, so werden die Festivitäten auf den ersten Sonntag

nach Ostern verlegt.   Mit dem Besuch der von den Paulanern betreuten und dem heiligen Carl

Borromäus geweihten Pfarr- und Klosterkirche während der Festoktav, können die Gläubigen

einen vollkommenen Ablass erlangen. Ein Teil dieses Rituals ist auch die Weihe der in vielerlei

Bedrängnis benötigten „Heilig-Vater-Kerzen“.   Und weil in dieser Zeit hier ein besonders stark

eingebrautes Bier zum Ausschank kommt und sich an dessen Verzehr auch der kurfürstliche Hof

beteiligt, entwickelt sich das „Heilig-Vater-Fest“ zu einem richtigen Volksfest - für die Au und für

die ganze Stadt. Das Festbier heißt „Herrenbier“ oder „Heilig-Vater-Bier“, „Heilig-Vater-Öl“ oder

„Sankt-Vater-Öl“.   Für den Ausschank des Bieres ist im Kloster eine eigene Zechstube

eingerichtet worden. Die vornehmeren Gäste werden im Stüberl des Bräumeisters bewirtet, wo es

oft bis in die späte Nacht hinein recht gemütlich und sehr lustig zugeht.

9. Februar 1801 – Die von Franzosen besetzten Gebiete müssen geräumt werden

Lunéville * Der Friedensvertrag von Lunéville legt auch fest, dass die Franzosen die von ihnen

besetzten rechtsrheinischen Gebiete räumen. Dennoch lassen sich die französischen Soldaten

mit ihrem Abzug aus München ausreichend Zeit.    In ihrem Siegestaumel kommt es zu einer

Vielzahl von Ausschreitungen. Mit ihren Räubereien, Erpressungen und sogar etlichen Mordtaten

betrachten sie die Münchner bald als Plage.    Auch, als sie als Wachen an den Stadttoren auf die

Idee kommen, von jedem Passanten 24 Kreuzer Zoll zu verlangen. Erst nach wiederholten

Protesten der Betroffenen verbietet der Platzkommandant diese Eigenmächtigkeit. Die aus dem

Osten abrückenden französischen Militäreinheiten belasten die Münchner mit zusätzlichen

Quartierlasten.&nbsp;

25. April 1811 – Zweifel am staatlichen Bierregulativ

München * Das königlich-baierische Bierregulativ von 1811 erweist sich in der Praxis als wenig

realitätsnah. Bei genauerer Betrachtung fällt auf, dass es eine bestimmte Menge Malz einem

daraus herzustellenden Bierertrag gegenüberstellt. Die Qualität des Malzes ist dabei nicht näher

definiert; vorgeschrieben ist lediglich, dass es trocken sein muss.   Malzmenge und Bierertrag

lassen sich jedoch nicht gleichzeitig überprüfen, sondern nur vor beziehungsweise nach dem

Brauvorgang. Sind aus einem Scheffel Malz erst einmal sieben Eimer Sommerbier gebraut, ist
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das Malz aufgebraucht. Fehlt anschließend auch noch ein Teil des Bieres – etwa aufgrund des

Durstes der Brauer und ihrer Knechte –, ist für die „Ausmittelung der tarifmäßigen

Zusammenhänge“ kaum noch eine verlässliche Grundlage vorhanden.   Trotz des staatlichen

Bierregulativs bleibt die durstige Bevölkerung misstrauisch. Viele Menschen verdächtigen die

Brauer, bei der Herstellung zu betrügen und für ihr „Gwasch“, also vermeintlich dünnes oder

minderwertiges Bier, einen zu hohen Preis zu verlangen. Die Obrigkeit beteuert zwar immer

wieder, das Bierregulativ sei von „kristallener Klarheit“. Die Bevölkerung teilt diese Auffassung

jedoch nur bedingt. Das Misstrauen der Biertrinker gegenüber den Brauern bleibt deshalb auch

im 19. Jahrhundert stark ausgeprägt.   Bier gilt in dieser Zeit vor allem als Nahrungs- und

Alltagsgetränk, nicht als Luxusgut. Selbst Gegner des Branntwein- und Kaffeekonsums

empfehlen es als Alternative zu hochprozentigem Alkohol und bekämpfen den „Fusel“

gewissermaßen mit Bier. 

1812 – Der Streit um die Zugehörigkeit der Irrenanstalt

Vorstadt Au - Untergiesing * Nach der Trennung der Lohe und der Falkenau von der Vorstadt

Au bleibt die Irrenanstalt zunächst innerhalb der Auer Gemarkung. Dagegen protestiert die

Anstaltsverwaltung und erreicht die Zuordnung zur Gemeinde Giesing.    Da jedoch das

königliche Landgericht München, „das wegen der verhaßten und gegen dessen Willen erwirkte

allerhöchst genehmigten Trennung der Loh und Falkenau immer feindselig für die Gemeinde

Giesing gestimmt war“, darüber keinerlei Aufzeichnungen führt, kommen die Auer - clevere

Vorstädter mit viel Phantasie im Geldeintreiben - dreißig Jahre später auf die Idee, von den

Giesingern die Rückvergütung von 1.515 Gulden für den Malzaufschlag zu verlangen, die die

Gemeinde Giesing - nach Auffassung der Auer - seit über zehn Jahren zu Unrecht erhalten hat.   

Diese Biersteuer muss - für das in der Anstalt ausgeschenkte Bier - an die zugehörige Gemeinde

bezahlt werden. Die Giesinger wehren sich dagegen.

29. Juni 1822 – Ein Luxusbad im Brunnthal

Bogenhausen * Die Münchner strömen nach Bad Brunnthal, sodass Dumenyls Nachfolger das

Anwesen beträchtlich erweitern kann und das Badeschloss aus einem gemauertem Gebäude mit

17 Zimmern, einem Speisesaal, Küchen, Keller und einem Pferdestall besteht.   Anlässlich der

Wiederöffnung der Badeanstalt gibt der neue Besitzer in der Münchener Politischen Zeitung

bekannt, „dass in jedem Zimmer eine kupferne und blecherne Badewanne stehe, dass jeder das

warme und kalte Wasser in dem Bad selbst einlaufen lassen könne, dass in jedem Badzimmer 1

Leibtuch in der Wanne, 1 Einschlagtuch statt dem Bademantel, 1 Handtuch und 1 Bodentuch,
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nebst Seife, sich befinde, und dass die Titl. Badegäste auf Verlangen mit Coffee, Chocolade,

Wein, Bier und Liqueurs, dann Schinken, Käs und Butter, gegen billige Preise, bedient werden“. 

August 1826 – Robert von Langer malt seine Haidhauser Villa mit Fresken aus

Haidhausen * In den Sommermonaten 1826 bis 1828 malt Robert von Langer, gemeinsam mit

seinem Schüler August Riedel, den ansehnlichsten Raum seiner Haidhauser Villa an der

heutigen Einsteinstraße mit Fresken aus.  Mit der Erschaffung des Freskenzyklus in seiner

Künstlerresidenz will Robert von Langer wieder künstlerische Anerkennung erlangen und ein

persönliches, weithin sichtbares Zeichen setzen.

3. März 1848 – Die Münchner erstellen einen Forderungskatalog an den König

München * In einem Forderungskatalog verlangen die Münchner Untertanen vom König:         Die

Verabschiedung eines Gesetzes über Ministerverantwortlichkeit.     Die Einführung voller

Pressefreiheit und eines Pressegesetzes.   Die Einführung öffentlicher Gerichtsverfahren.   Die

Unterstützung des Wunsches nach Schaffung einer Volksvertretung für den Frankfurter

Bundestag.   Die Vereidigung des Militärs auf die Verfassung.   Die Verabschiedung eines neuen

Polizeigesetzes.   Die Verabschiedung eines neuen Wahlgesetzes.   Die Entlassung des

Verwesers des Innenministeriums Berks.        Die Resolution liegt im Rathaus auf und „innerhalb

von nur vier Stunden sollen bereits mehr als 10.000, bald gar 20.000 Unterschriften gesammelt

worden sein“. Der Magistrat und zwei aus dem Bürgerstand ausgewählte Vertrauensmänner

überreichen die Resolution.      Noch am Abend verkündet der Leitende Minister Ludwig Fürst zu

Oettingen-Wallerstein, dass die Stände zur Prüfung der Resolution vorzeitig einberufen werden

sollen. Als Termin wird der 31. Mai festgesetzt. König Ludwig I. kann und will die Forderungen der

Bürger nicht akzeptieren, verspricht aber die Entlassung Berks. Außerdem soll die nächste

Stände-Versammlung auf den 31. Mai 1848 vorverlegt werden.      Als die Münchner diese

Forderungen aufstellen, hat Lola Montez das Königreich Bayern bereits seit drei Wochen in

Richtung Schweiz verlassen. Es geht nicht mehr um die Affäre mit der Spanischen Tänzerin, es

geht nur noch um das autokratische und neoabsolutistische Herrschaftssystem König Ludwigs I.,

das nicht mehr länger aufrechtzuerhalten ist. 

17. Oktober 1848 – Der Oktoberaufstand von 1848 beginnt

München * Am frühen Morgen ziehen Menschenmengen durch die Münchner Straßen. Unter den
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Protestierenden befinden sich Soldaten, Handwerksgesellen, Jugendliche und Frauen. Sie

verlangen, den Preis für eine Mass Bier auf vier Kreuzer zu senken. Schon bald gehen die ersten

Fensterscheiben zu Bruch. In Wirtshäusern und Geschäften kommt es zu Verwüstungen.   Der

Bierpreis ist jedoch nicht die alleinige Ursache der Ausschreitungen vom 17. und 18. Oktober. Die

Münchner Brauer bieten das Winterbier bereits für viereinhalb Kreuzer beziehungsweise 18

Pfennige je Mass an. Damit liegt ihr Preis zwei Pfennige unter dem amtlich festgesetzten Satz.

Dennoch fordern die Aufständischen eine weitere Senkung auf vier Kreuzer. Der Protest bringt

somit auch die allgemeine soziale und politische Unzufriedenheit des Revolutionsjahres zum

Ausdruck. 

28. November 1870 – Prinz Otto warnt seinen Bruder eindringlich

München * Als König Ludwig II. als Regent des zweitgrößten Königreichs dem preußischen König

Wilhelm I. die Kaiserkrone antragen soll, fleht ihn Prinz Otto an:      „Höre noch einmal meine

Stimme; ich beschwöre Dich, das Schreckliche nicht zu tun!    Wie kann es denn für einen Herrn

und König eine zwingende Gewalt geben, seine Selbstständigkeit dahinzugeben und außer Gott

noch einen Höheren über sich anerkennen zu müssen! [...]    Mögen wir auch für den jetzigen

Augenblick Vorteile und Zugeständnisse erlangen, die vielleicht von großem Umfang sind, so

wiegen Sie doch gewiss nicht den hundertsten Teil von jenem Nachteil auf, den wir durch

Dahingebung der Selbstständigkeit erleiden.“      Ganz schön weitblickend! 

1. Januar 1872 – Der Liter ersetzt die bayerische Mass 

Königreich Bayern * Die Vereinheitlichung der Maße und Gewichte im Deutschen Reich tritt in

Bayern in Kraft. Grundlage ist die bereits am 29. April 1869 beschlossene bayerische Maß- und

Gewichtsordnung. Das metrische System mit Meter, Kilogramm und Liter ersetzt die bisherigen

Landesmaße.   Davon ist auch der Bierausschank betroffen. Die traditionelle bayerische Mass

fasst 1.069 Kubikzentimeter beziehungsweise 1,069 Liter. Der neue Liter enthält dagegen nur

1.000 Kubikzentimeter. Die ausgeschenkte Menge verringert sich somit um 69 Milliliter oder rund

6,5 Prozent.   Viele Bayern bezeichnen die neue Einheit spöttisch als „Preußenmass“. Der Unmut

richtet sich vor allem dagegen, dass die Biermenge schrumpft, der Preis aber nicht entsprechend

sinkt. Teilweise verlangen die Wirte sogar sieben Kreuzer je Liter, nachdem die größere

bayerische Maß zuvor sechseinhalb Kreuzer gekostet hat. Die Verbraucher erhalten damit

weniger Bier und müssen zugleich mehr bezahlen.   Auch die vorhandenen Masskrüge müssen

an die neue Einheit angepasst werden. Eichbeamte ermitteln den Füllstand von genau einem

Liter im Inneren des Kruges und übertragen ihn mithilfe eines besonderen Messwerkzeugs auf
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die Außenwand. Dort bringen sie einen neuen, tiefer liegenden Eichstrich an. Die Kosten dieser

Nacheichung entsprechen ungefähr dem Preis einer halben Maß Bier und müssen von den

Besitzern der Krüge getragen werden.   Neu hergestellte Krüge erhalten den Literfüllstand bereits

während der Fertigung. Die alte Bezeichnung verschwindet dennoch nicht: Im alltäglichen

Sprachgebrauch heißt auch der Einliterkrug weiterhin „Mass“. Aus einer historischen Maßeinheit

wird damit die bis heute gebräuchliche Bezeichnung für einen Liter Bier. 

20. Juni 1874 – 25.000 Münchner beginnen den Bierboykott 

München * Zu Beginn des Sommers erreicht der Bierpreisstreit einen neuen Höhepunkt. Am

Morgen des 20. Juni beginnt ein groß angelegter Bierboykott. Nach Angaben der Zeitung

„Zeitgeist“ beteiligen sich mindestens 20.000 bis 25.000 Männer. Sie meiden alle Gaststätten, die

für einen Liter Bier mehr als acht Kreuzer verlangen.   Die Aktion zeigt rasch Wirkung: Zahlreiche

Wirte, deren Gäste überwiegend der Arbeiterschaft angehören, nehmen die Preiserhöhung

zurück. 

23. Juli 1874 – Brauer drohen Wirten mit Lieferstopp 

München * Die Münchner Brauer reagieren auf die Erfolge des Bierboykotts. Sie setzen Gastwirte

unter Druck, die den Liter Bier bereits wieder für acht Kreuzer ausschenken. Nach einem Bericht

der „Süddeutschen Volksstimme“ drohen sie damit, diesen Wirten kein Bier mehr zu liefern.

Einige Gaststätten müssen deshalb erneut neun Kreuzer verlangen: „Verschiedene Wirte, welche

das Bier schon für 8 kr. gaben, mussten auf Drängen der Bräuer und die Drohung derselben,

ihnen kein Bier mehr zu liefern, wieder den erhöhten Preis von 9 kr. verlangen.“   Damit verschärft

sich die Auseinandersetzung: Die Arbeiter antworten mit Boykott, die Brauer mit wirtschaftlichem

Druck auf die Wirte.

1886 – Ludwig Thoma studiert Forstwirtschaft und Jura

München - Erlangen * Ludwig Thoma studiert zunächst Forstwirtschaft, dann Jura in München

und Erlangen. Er gehört der schlagenden Studentenverbindung Suevia an. 

1891 – Elektrischer Probebetrieb auf den Gemeindelinien
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München * Nach Verhandlungen beschließt der Magistrat die probeweise Einführung eines

elektrischen Trambahn-Betriebs auf den beiden Gemeindelinien. Dem Beschluss folgen

langwierige Verhandlungen mit allen einschlägigen Behörden sowie den Haus- und

Grundbesitzern und auch dem Kgl. Staatsministerium des Kgl. Hauses und des Äußeren. Diese

geben ihre „Allerhöchste Genehmigung“ nur mit dem Vorbehalt, dass sie jederzeit die

„Umstellung des Oberleitungs- auf Akkumulatorenbetrieb“ verlangen dürfen. 

1901 – Die Gründung eines Brockenhaus-Vereins ist beabsichtigt

München * Die Bürger Münchens wollen nicht abseitsstehen und beabsichtigen die Gründung

eines Brockenhaus-Vereins. Da man anfangs gegenüber dem Projekt finanzielle Bedenken

äußert, übernimmt zunächst Kommerzienrat Kaspar Baerwindt das geschäftliche Risiko der

karitativen Einrichtung - als persönlich Haftender.     Um möglichst rasch gesellschaftliche

Anerkennung zu erlangen und die Spendenbereitschaft der wohlhabenden Kreise zu fördern,

greift die Initiativgruppe auf ein in der Prinzregentenzeit bewährtes Mittel zurück: Sie sichert sich

die Unterstützung eines Mitglieds des königlichen Hauses und wirbt mit dessen Namen für die

Vereinigung. Im Falle des Münchner Brockenhauses ist dies Prinzessin Maria de la Paz, die

Gemahlin von Prinz Ludwig Ferdinand von Bayern. 

20. Juni 1915 – Professoren und Intellektuelle verlangen eine neue Kriegszielpolitik

Berlin * In der sogenannten „Intellektuellen-Denkschrift“ verlangen zahlreiche Professoren und

Intellektuelle - darunter 136 Bayern - eine Kriegszielpolitik, die dem Deutschen

Reich Industriegebiete im Westen und Siedlungsland im Osten bringt.

25. Oktober 1917 – Die Frauen fordern das Wahlrecht

Berlin * In einem Brief an Reichskanzler Georg Michaelis fordern Anita Augspurg, Lida Gustava

Heymann, Marie Juchacz, Helene Lange und andere:       „Jetzt ist die Stunde da, in der wir

Frauen nach unseren Staatsbürgerrechten laut verlangen müssen. Sollen wir keinen Teil haben

an dem was jetzt wird? Haben wir Frauen nicht auch im vollsten Maße unsere schweren Pflichten

erfüllt?    Es ist bitter, immer wieder vom neuen aufzählen zu müssen, warum auch wir uns zur

vollbewussten Teilnahme am Leben des Volkes berechtigt fühlen.    Wir sind Staatsbürgerinnen

und wollen als solche behandelt sein;    Gebt uns Frauen daher das Wahlrecht!“ 

Münchner Zeitensprünge Seite 8/19



1. Februar 1918 – Der Matrosenaufstand von Cattaro

Kotor * Auf den in der Bucht von Kotor&nbsp;vor Anker liegenden 40 Schiffe der

k.u.k.-U-Bootflotte&nbsp;kommt es zum Matrosenaufstand von Cattaro. 6.000 Matrosen hissen

die roten Fahnen und verlangen den sofortigen Friedensschluss.&nbsp;

17. Juni 1918 – Interner Widerstand gegen die MSPD-Reichstagspolitik

Bayreuth * Der Gautag der nordbayerischen MSPD zeigt, wie sehr die dortigen Organisationen

den bisherigen Kurs des Parteivorstandes kritisch oder gar direkt ablehnend bewerten. Erhard

Auer stößt mit seiner Taktik der nahezu bedingungslosen Unterstützung der Regierung ohne

erkennbare Gegenleistung in seiner eigenen Partei auf zunehmenden Widerstand. In der

verabschiedeten Resolution zur politischen Lage heißt es:    „Wir verlangen daher, dass die

Reichstagsfraktion in Übereinstimmung mit dem Willen der Wählerschaft und mit den

Forderungen unseres Programms zur Durchsetzung der berechtigten Forderungen des

arbeitenden Volkes nunmehr von der bloßen Kritik dazu übergeht, von den schärfsten

parlamentarischen Machtmitteln Gebrauch zu machen und durch ihre Abstimmungen die

Mitverantwortung für die Politik der Reaktion und des Landraubes abzulehnen.“ 

15. August 1918 – Die bayerische Regierung spricht von der Beendigung des Krieges

München * Kronprinz Rupprecht berichtet in seinem Tagebuch von einer Besprechung mit

Ministerpräsident Otto von Dandl und dem Kriegsminister Philipp von Hellingrath, in der diese die

Überzeugung äußern, „dass es höchste Zeit ist, den Krieg zu beenden, um noch einen

einigermaßen leidlichen Frieden zu erlangen“. Kronprinz Rupprecht unterstützte diese

Auffassung. 

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen
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Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

28. September 1918 – Das herrschende System kracht in allen Fugen

Berlin * Der USPD-Vorsitzende Hugo Haase schreibt: „Das herrschende System kracht in allen

Fugen. […] Im Bürgertum, in Zirkeln, die monarchisch bis auf die Knochen sind, wird offen davon

gesprochen, dass die Hohenzollern weichen müssen, wenn anders der Friede nicht zu erlangen

ist.“ 

29. Oktober 1918 – Entscheidungen verlangen höchste Verantwortung

München * In einem Brief an seinen Bruder Leopold schreibt König Ludwig III.: „Wir erleben die

schwersten Zeiten und die bevorstehenden Entscheidungen verlangen das höchste Maß von

Verantwortung.“ 

1. November 1918 – Die Freilassung der Meuterer von Wilhelmshaven gefordert

Kiel * Die Matrosen des Dritten Geschwaders schicken eine Abordnung zum

Ortskommandanten und verlangen die Freilassung der aufgrund der Meuterei von

Wilhelmshaven eingesperrten Matrosen.    Ihnen ist klar geworden, dass nur die Besatzungen der

„Thüringen“ und der „Helgoland“ gemeutert hatten, aber fast alle anderen knapp davor waren.

Ihre Kollegen haben ihnen mit dieser Aktion das Leben gerettet und sollen jetzt dafür hingerichtet

werden. Das Ansinnen wird vom Ortskommandanten abgelehnt. 

10. November 1918 – Kronprinz Rupprecht kämpft mit allen Mitteln um seine Krone

Lille - München-Kreuzviertel * Ex-Kronprinz Rupprecht legt in einem forschem Telegramm bei der

bayerischen Regierung        „Verwahrung ein gegen die politische Umwälzung, die ohne
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Mitwirkung der gesetzgebenden Gewalten und der Gesamtheit der bayerischen Staatsbürger in

Heer und Heimat von einer Minderheit ins Werk gesetzt wurde.    Das bayerische Volk und das

seit Hunderten von Jahren mit ihm verbundene Fürstenhaus haben das Recht zu verlangen, dass

über die Staatsform durch eine verfassungsgebende Nationalversammlung entschieden wird, die

aus freien und allgemeinen Wahlen hervor geht.    Dass den heimkehrenden Soldaten die

Möglichkeit eröffnet wird, ihre Stimme abzugeben, ist eine selbstverständliche Forderung.    Die

bayerischen Soldaten werden dann im Einvernehmen mit den bayerischen Staatsbürgern in der

Heimat zu entscheiden haben, wie sie sich zur Frage weiterer Zusammenarbeit mit ihrem

Fürstenhause stellen wollen.“      Der Ministerrat des Volksstaates Bayern ignoriert diese

papierene Ermahnung übrigens vollkommen zu Recht. Hier spielt der Monarch von Gottes

Gnaden plötzlich den Vorbild-Demokraten.    Denn dass sich Rupprecht auf eine noch

ausstehende Entscheidung der frei gewählten Vertretung des souveränen Volkes beruft, ist frech.

Bis dahin hätte schließlich die Dynastie Wittelsbach nicht im Traum daran gedacht, die

Staatsform zum Gegenstand der Entscheidung einer Volksvertretung zu machen. 

11. November 1918 – Das Zentrum fügt sich den gegebenen Verhältnissen

München * In den Zeitungen erscheint folgender Artikel:     „Niemand wird von den Anhängern der

Zentrumspartei verlangen können, dass sie die Prinzipien ihrer Weltanschauung und die

Grundsätze der Partei ändern. Wohl aber fügen wir uns den gegebenen Verhältnissen.“

21. November 1918 – Eisner fordert die sofortige Veröffentlichung der Kriegsakten

München - Berlin * In einem Telegramm fordert Kurt Eisner den bayerischen Gesandten in Berlin,

Dr. Friedrich Muckle, auf, von der Reichsregierung die sofortige Veröffentlichung der Urkunden

über den Ursprung des Krieges zu verlangen. Außerdem erhebt der bayerische Ministerpräsident

Anspruch auf Beteiligung Bayerns in der Waffenstillstands-Kommission.  Kurt Eisner ist bestrebt,

den Alliierten den Beweis zu erbringen, dass mit der deutschen Revolution nicht nur die alten

Herrschaftsträger beseitigt wurden, sondern dass auch ein politischer Umdenkungsprozess

eingesetzt hat. 

29. November 1918 – Kurt Eisner äußert sich zu den Anfeindungen in der Presse

München * Unter der Überschrift Zur Kenntnisnahme veröffentlicht der Ministerpräsident des

Volksstaates Bayern: Kurt Eisner nachstehende Erklärung:    „Man bemüht sich von allen Seiten
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mich aufmerksam zu machen auf die albernen Artikel, die eine gewisse Presse gegen meine

Person richtet.   Ich erfahre daraus allerlei interessante Bereicherungen meiner Biographie. Man

erweist mir darin auch die Ehre, mich mit einem Familien- und Erwerbssinn zu begaben, der mir

nur in geringstem Maße bisher beschieden war. Schon habe ich meinen gesamten

Familienanhang in gut bezahlten Stellungen untergebracht.   Besorgte Leute verlangen von mir,

daß ich gegen solche Äußerungen, die jedoch nur eine Fäulniserscheinung des

zusammengebrochenen Systems sind, einzuschreiten. Ich wiederhole, daß die Presse in voller

Freiheit soviel Dummes und Kluges, soviel Anständiges und Schmutziges produzieren soll, wie

es ihrem geistigen und moralischen Vermögen entspricht.   Ich habe in den 4 ½ Kriegsjahren

soviel Verachtung gegen diese Presse aufgehäuft, daß sie genügt, um mich für den Rest meines

Lebens gegen jede Neigung zu festigen, auch nur polemisch mich mit ihr zu befassen.“ 

30. November 1918 – Die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten wird gegründet

München * Der Kreis um Erich Mühsam gründet die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten

- VRI. Sein Ziel ist, die Revolution siegreich zu Ende zu führen - auch gegen den Widerstand des

zu wählenden Parlaments.    Erich Mühsam lehnt zudem die stark zentralistisch geprägten

Positionen des am 11. November 1918 in Berlin ins Leben gerufenen Spartakusbundes strikt ab.

Dennoch gehören viele VRI-Mitglieder zur später gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD. In einem Flugblatt fassen sie ihre Ziele zusammen:    „Revolutionäre,

internationalistisch gesinnte, kommunistische Arbeiter und Soldaten! Männer und Frauen!  Nicht

alle Volksgenossen sind mit dem bisherigen Verlauf der Revolution einverstanden. [...] Wir

verlangen die Verwirklichung des Sozialismus als Krönung der gegenwärtigen Volksbewegung.

[…] Wir blicken nicht auf den Weg, sonders aufs Ziel. Das Mittel der Revolution heißt Revolution.

Das ist nicht Mord und Totschlag, sondern Aufbau und Verwirklichung“.    Geschäftsstelle ihrer

neuen Vereinigung wird das Wirtshaus Braunauer Hof in der Frauenstraße. Erich Mühsam

bezeichnet die Stunden hier als die „eigentlich beste Zeit der Revolution“. 

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der

Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem
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Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die

Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der

Rheinpfalz ausüben. 

21. Februar 1919 – Die Kommunisten verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik

München * Es ist ein ähnliches Machtvakuum entstanden wie am 7. November 1918. Alleine die

Räte verfügen noch über ein gewisses Maß an Handlungsfähigkeit. Niemand ist mehr an der

Übernahme der Regierung durch die Sozialdemokraten interessiert.    Die Kommunisten um Max

Levien verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik. Verhandlungen mit den

Mehrheitssozialisten lehnen sie als Verrat ab. Die Kommunisten sind aber prinzipiell zur

Zusammenarbeit mit der USPD bereit. Auch gegen Kurt Eisner haben sie plötzlich nichts mehr

einzuwenden und loben - jetzt, wo es freilich zu spät ist - in einem Aufruf an das bayerische

Proletariat sein ehrliches und edles Streben, das „Ideal des Sozialismus“ zu verwirklichen.   

Ausgerechnet die radikale Linke, die zu seinen Lebzeiten scharf gegen Eisner Stimmung

gemacht hat, nimmt jetzt für sich in Anspruch, sein Vermächtnis verwirklichen zu wollen. 

21. Februar 1919 – Josef Hofmiller: Kurt Eisner war Opfer der eigenen Politik

München-Haidhausen * Josef Hofmiller, nationalkonservativ gesinnter Gymnasiallehrer  und

Verfasser von Essays und Literaturkritiken, dazu Herausgeber der reaktionären Zeitschrift

Süddeutsche Monatshefte, betrachtet Kurt Eisner in seinem Revolutionstagebuch als Opfer der

eigenen Politik:  „Eisner forderte durch sein ganzes Verhalten zu seiner gewaltsamen Entfernung

heraus. Er erklärte bei jeder Gelegenheit, dass es ihm nicht einfalle, als Ministerpräsident zu

Münchner Zeitensprünge Seite 13/19



gehen. Er hätte sicher noch die schwerste Opposition gemacht. Es war nicht möglich, mit ihm zu

regieren; es wäre vermutlich nicht möglich gewesen, ohne ihn zu regieren, da er einen zwar

kleinen, aber zu allem entschlossenen Anhang hinter sich hatte. Unzweckmäßig scheint mir, dass

man ihn nicht früher beseitigte, und zwar auf vollkommen harmlose Weise. Der gegebene

Augenblick wäre gewesen, als er von der Schweiz zurückkehrte. […]   Man hätte ihn z. B.

zwischen Füssen und Murnau in irgendeine Jagdhütte des Ammergebirges bringen können, von

ihm Verzicht auf sein Amt verlangen, ihn sodann über die Grenze schaffen, ihm seine Papiere

usw. abnehmen. Inzwischen wären acht bis vierzehn Tage vergangen, der Landtag wäre eröffnet

worden, und der Unruhestifter wäre ohne Blutvergießen erledigt gewesen. So wird sein

gewaltsamer Tod einen Bürgerkrieg zur Folge haben. Aber wäre dieser Bürgerkrieg nicht sowieso

gekommen? Die Auseinandersetzung mit den Räten ist unvermeidlich. Es fragt sich jetzt nur, wer

die Macht hat. Wer sie am Schluss haben wird, ist mir nicht zweifelhaft.   Aber einstweilen kann

es immerhin ein heftiges Durcheinander geben. Ich bedaure, dass wir heute nicht im ‚Union‘

zusammenkommen können, nachdem ich schon vor acht Tagen nicht dort war. […] Ich habe den

Tod Eisners vorausgesehen und vorausgesagt.“ 

1. März 1919 – Flugblätter flattern über München vom Himmel

München * Flugzeuge werfen über München Flugblätter ab. Die von Ernst Schneppenhorst und

Hermann Ewinger für das Kommando des III. Armeekorps unterzeichneten Aufrufe fordern im

Namen der Arbeiter und Soldaten von Amberg, Bayreuth, Sulzbach, Regensburg, Straubing,

Erlangen, Ingolstadt, Grafenwöhr, Nürnberg und Fürth auf, sich gegen eine Diktatur der

Kommunisten und Dr. Max Levien zu wenden. 

16. März 1919 – Im Odeon findet eine Trauerfeier für Kurt Eisner statt

München-Maxvorstadt * Im Odeon findet eine Trauerfeier für Kurt Eisner statt. Der Schriftsteller

Heinrich Mann und Minister Hans Unterleitner halten die Gedenkrede.  Heinrich Mann sagt: „Der

verewigte Kurt Eisner wird beispielhaft in unserer Mitte weilen, seinen Tod überdauernd gewiss

durch seine Taten, aber noch mehr durch das, was er war.   Wir danken ihm nicht einfach den

Sturz eines verworfenen Regiments, sondern dass dieses Regiment, das selbst in seinen weniger

schändlichen Zeiten nichts anderes gewesen war als geistlose Gewalt, unvermittelt und in

sinnbildlicher Art abgelöst wurde von der Menschenart, die Geist will und Geist schafft“.  Dann

folgen die berühmten Worte des Schriftstellers: „Die hundert Tage der Regierung Eisners haben

mehr Ideen, mehr Freuden der Vernuft, mehr Bewegung der Geister gebracht, als die fünfzig

Jahre vorher. Sein Glaube an die Kraft des Gedankens, sich in Wirklichkeit zu verwandeln, ergriff
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selbst Ungläubige.   In jeder Handlung sah er neben ihrer praktischen Wirkung ihr geistiges

Gepräge. Achtstundentag, Demokratisierung des Heeres, eine befreite Schule, die wirtschaftliche

Erfüllung der politischen Revolution: durch solche Taten dachte er, gleichwie in seinen Reden, die

bis dahin verfemten Wahrheiten zu bezeugen. […]   In Bern, auf der Sozialistentagung, hatte,

solange er sprach, Deutschland keinen Feind mehr. […]   Er ging aus einer Zeit des Wahnsinns

und Verfalles mit ungebrochener Vernunft hervor. Er liebte die Menschen, traute ihnen die Kraft

zur Wahrhaftigkeit zu und erwartete daher noch so viel von ihnen, dass er sich hütete, alles auf

einmal zu verlangen. […]   Der erste wahrhaft geistige Mensch an der Spitze eines deutschen

Staates erschien jenen, die über die zusammengebrochene Macht nicht hinwegkamen, als

Fremdling und als schlecht. Dass er am Quell der Macht doch lauter blieb, widerstrebte ihren

Begriffen. Seine Güte, die um keinen Preis, nicht einmal um den seines eigenen Lebens, Blut

vergießen wollte, ihnen war sie Schwäche. […]   Bewahren wir sein unversehrtes Bild! Solange er

da war, hatte die Revolution einen Sammelpunkt, in dem sie einig und ihrer frohen Zukunft

gewiss war.“ 

16. März 1919 – Der Rätekongress räumt das Landtagsgebäude

München-Kreuzviertel * Der Rätekongress&nbsp;räumt auf Verlangen des Innenministers das

Landtagsgebäude in der Prannerstraße, um Platz zu machen für den am nächsten Tag

zusammentretenden Bayerischen Landtag. Auch die rote Fahne am Dach wird entfernt.&nbsp;

7. April 1919 – Die Räterepublik Baiern wird es lediglich ganze sechs Tage geben

München - Freistaat Bayern * Die Räterepublik Baiern wird es lediglich ganze sechs Tage - bis

zum 13. April - geben. Der Schwerpunkt der Rätebewegung findet sich in den

Regierungsbezirken Oberbayern und Schwaben. Auch in den größeren niederbayerischen

Städten und in der Oberpfalz folgen zahlreiche Städte dem Beispiel Münchens: in Amberg,

Burglengenfeld, Landshut, Passau, Regensburg und Straubing, werden Räteregierungen

gegründet.    Auch in den nordbayerischen Städten Ansbach, Aschaffenburg, Fürth, Hof,

Kulmbach, Marktredwitz und Würzburg. Lediglich Bamberg, Erlangen und Nürnberg bildeten in

ihrem Stadtgebiet keine Räterepublik.&nbsp;Doch nur an wenigen Orten bestehen die

Räterepubliken über den 10. April hinaus.&nbsp;

16. April 1919 – Bewaffnung und militärische Organisation der Arbeiterschaft
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München * Eugen Leviné spricht vor einer Vollversammlung der Räte zur Bewaffnung und der

militärischen Organisation der Arbeiterschaft:    „Es nützt nichts, dass wir die Waffen haben und

nicht auch gleichzeitig alle anderen Sicherungen treffen, um der Situation gewachsen zu sein.

[…] Was wir jetzt durchleben ist nicht eine Periode des plötzlichen Umschwungs, sondern es

beginnt jetzt ein schwerer Kampf, und deshalb müssen wir verlangen, dass alle Mann an Bord

bleiben.“ 

30. April 1919 – Ernst Toller befürchtet Vergeltungsmaßnahmen der Weißen Truppen

München * Als die Nachricht von den Hinrichtungen bei den - inzwischen gemäßigten -

Betriebsräten im Hofbräuhaus-Parlament eintrifft, verlässt Ernst Toller umgehend die

Versammlung und begibt sich in das Luitpold-Gymnasium.    In der nahezu menschenleeren

Schule entdeckt Toller noch sechs Inhaftierte, die die Rotarmisten in einem verschlossenen

Raum zurückgelassen haben. Die Befreiung der unter Todesangst stehenden Gefangenen wird in

dem späteren Prozess gegen den Dramaturgen eine große Bedeutung erlangen.    Ernst Toller

befürchtet Vergeltungsmaßnahmen der Weißen Truppen und bittet deshalb Professor Ferdinand

Sauerbruch, die Getöteten abholen zu lassen. Doch der Mediziner verweigert diese Bitte.&nbsp;

12. Mai 1933 – Oskar Maria Graf veröffentlicht: „Verbrennt mich! - Ein Protest“

Wien * Oskar Maria Graf veröffentlicht in der marxistischen Wiener Arbeiter-Zeitung unter der

Überschrift „Verbrennt mich! - Ein Protest“ seine Nachverbrennung.      „Laut ‚Berliner

Börsencourier‘ stehe ich auf der ‚weißen Autorenliste‘ des neuen Deutschlands, und alle meine

Bücher, mit Ausnahme meines Hauptwerkes ‚Wir sind Gefangene‘, werden empfohlen:  Ich bin

also dazu berufen, einer der Exponenten des ‚neuen‘ deutschen Geistes zu sein!    Vergebens

frage ich mich: Womit habe ich diese Schmach verdient?     [...] Nach meinem ganzen Leben und

nach meinem ganzen Schreiben habe ich das Recht zu verlangen, dass meine Bücher der reinen

Flamme des Scheiterhaufens überantwortet werden und nicht in die blutigen Hände und die

verdorbenen Hirne der braunen Mordbanden gelangen.  Verbrennt die Werke des deutschen

Geistes!  Er selbst wird unauslöschlich sein wie eure Schmach!“     Oskar Maria Graf

Februar 1936 – Dr. Hermann Schülein emigriert in die Schweiz

München - Schweiz * Dr. Hermann Schülein und seine Ehefrau Ehefrau Luise „Fanny“ verlassen

Deutschland und ziehen zunächst in die Schweiz. Vor der Ausreise müssen sie ein sogenanntes
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Auswanderersperrkonto bei der Deutschen Bank einrichten, wie es die nationalsozialistischen

Behörden von Emigranten verlangen. Ein Teil ihres Privatbesitzes verbleibt in Deutschland und

übersteht die Zeit des Nationalsozialismus weitgehend unbeschadet.  Die Emigration markiert

einen weiteren Einschnitt im Leben der Familie Schülein, die zunehmend von der

Verfolgungspolitik des NS-Regimes betroffen ist. 

März 1938 – Kein Jude darf im Aufsichtsrat tätig sein

Berlin * In einem „Erlaß des Reichswirtschaftsministeriums“ heißt es:    Zur „Voraussetzung für die

Anerkennung als nichtjüdischer Gewerbebetrieb [ist] grundsätzlich zu verlangen, dass auch im

Aufsichtsrat kein jüdisches Mitglied mehr vorhanden ist und dass bezüglich des

Gesellschafterkapitals eine Dreiviertelmehrheit der nichtjüdischen Gesellschafter besteht“.

18. August 1938 – Vertreibung der Juden aus arischen Wohnhäusern

Halle * Das Amtsgericht Halle fällt ein Urteil zur Vertreibung der Juden aus „arischen“

Wohnhäusern. Darin heißt es unter anderem:       „Auch in der Hausgemeinschaft können

eigennützige Interessen der einzelnen keinen Bestand haben. Eine wahre Hausgemeinschaft im

Sinne dieses Denkens kann aber nur von gleichgesinnten, deutsch denkenden Personen und

Hausbewohnern arischer Abstammung gebildet und gepflegt werden; sie ist mit Personen

jüdischer Herkunft wegen des bestehenden Rassenunterschiedes schlechterdings unmöglich.  

Da der nationalsozialistische Staat aber auf das Bestehen und die Pflege einer wahren

Hausgemeinschaft einen besonderen Wert legt und von jedem Volksgenossen diese Einstellung

im Sinne der Hausgemeinschaft fordert, so kann dem Vermieter und den Mietern arischer

Abstammung im Interesse der Erhaltung dieser Hausgemeinschaft nicht zugemutet werden,

diese mit Mietern jüdischer Abstammung zu bilden und zu pflegen und mit diesen in derselben

Hausgemeinschaft zu leben.    Dem Vermieter muß deshalb das Recht zugesprochen werden,

Mieter jüdischer Abstammung aus dieser Hausgemeinschaft auszuschließen und von diesen

Räumung ihrer Wohnung zu fordern.    Leistet ein solcher Mieter jüdischer Abstammung dem

Räumungsverlangen des Vermieters keine Folge oder lehnen die Mieter arischer Abstammung

eine Hausgemeinschaft mit ihnen ab, so stört er damit die zwischen dem Vermieter und den

anderen Mietern arischer Abstammung bestehende Hausgemeinschaft und macht sich durch sein

weiteres Wohnenbleiben diesen gegenüber einer erheblichen Belästigung im Sinn des § 2

Mieterschutzgesetz schuldig“.
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Januar 1981 – Politiker fordern Klarheit über mögliche Standortpläne

Schwandorf - München * Landrat Hans Schuierer und der Landtagsabgeordnete Dietmar Zierer

verlangen von der Bayerischen Staatsregierung Auskunft über mögliche Planungen für eine

Atomanlage im Landkreis Schwandorf. Die Staatsregierung bestreitet zunächst, dass es konkrete

Pläne für einen Standort in der Region gibt.

1999 – Die Totengräber vom Ostfriedhof erlangen Kultstatus

München-Obergiesing * Die Totengräber vom Ostfriedhof erlangen Kultstatus. Als

„Boandlkramer-Connection“ singen sie täglich in der „Shitparade“ von Radio Gong das Lied „Drei

weiße Tauben und ein Gewehr, drei weiße Tauben, die scheißen nicht mehr. Guru, guru“.      Als

einem Hörer dieser Erfolg zu viel wird, verspricht er für jede Gegenstimme ein Weißbier. Gleich

darauf meldet sich der Fußball-Spieler Markus Babbel und bietet - im Namen des FC Bayern - für

jede Ja-Stimme zwei Träger Weißbier.      Als die Totengräber im September 1999 ein falsches

Grab ausheben, kommt es zum Karriereknick, da der Leiter der Friedhofsverwaltung den

„Boandlkramern“ ein Singverbot erteilt.      Doch nun gehen die Radio Gong-Hörer auf die

Barrikaden. Binnen vier Tagen fordern 12.000 Hörer auf Unterschriftslisten die Rückkehr der

singenden Totengräber. Und nach kaum einer Woche sind sie wieder Live On The Air zu hören.   

  Bald werden die Bestatter und Aufbahrer durch die ganze Bundesrepublik gereicht. Sie sangen

auf der Wiesn im Bierzelt, bei Stefan Raab im Fernsehen und bei der SpVVg Unterhaching in der

Halbzeitpause. 

3. Februar 2026 – Eintritt fürs Oktoberfest ?

München * Der bayerische Bierbrauerpräsident Georg Schneider schlägt vor, künftig Eintritt für

das Münchner Oktoberfest zu verlangen, da der Bierpreis bei Volksfesten nicht die

Haupt-Kalkulationsgrundlage für alle Kosten sein kann.     Diesen Vorstoß erteilt Münchens

Wiesn-Chef Christian Scharpf [SPD] umgehend eine Absage. „Das Oktoberfest ist ein Volksfest

und kein Freizeitpark“, sagt der Münchner Wirtschaftsreferent. Ein Eintritt passt überhaupt nicht

zum Volksfestcharakter der Wiesn und kommt nicht infrage. „Die Wiesn ist für jeden und jede da,

nicht nur für die, die sich einen teuren Eintritt leisten können.“ Die Gäste, die nur durchschlendern

und die Atmosphäre genießen wollten, seien genauso willkommen wie die, die in den Bierzelten

feiern oder sich in einem Fahrgeschäft vergnügen wollten.     
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21. Mai 2026 – Die Gleichstellungsstelle will  „Skandal um Rosie“ verbieten

Erlangen * Die Gleichstellungsstelle der Stadt Erlangen empfiehlt den Wirten der Bergkirchweih,

zwölf Lieder mit aus Sicht der Gleichstellungsstelle problematischen oder diskriminierenden

Inhalten nicht zu spielen – darunter ist auch „Skandal um Rosie“ der Spider Murphy Gang.  Die

Empfehlung der Erlanger Gleichstellungsstelle wirkt bemerkenswert paradox und

geschichtsvergessen. Denn gerade dieses Lied entstand als satirischer Kommentar auf eine

besonders strenge und moralisch aufgeladene Politik der frühen 1980er-Jahre.   Was früher als

übertriebene Sittenstrenge galt, erscheint heute in neuer Form zurückzukehren: Nicht mehr

konservative Moralwächter entscheiden, was als anstößig gilt, sondern Teile einer modernen

Sensibilitätskultur. Das Ergebnis ähnelt sich jedoch erstaunlich. Wieder werden Kunst und Musik

vor allem danach bewertet, ob einzelne Begriffe oder Inhalte Anstoß erregen könnten.
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